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Fine Erklärung der deutschen ISCNOTEe
Am Februar, nur wenıgeE Wochen nach einer gemeinsamen “Uanı- hat der Bundesgerichtshof erklärt, beruht gerade auf seiıner
gelisch-katholischen Stellungnahme den Entwürfen der Par- UÜbereinstimmung miıt dem Sıttengebot.
teıen za Bundestagsfraktionen ZUT Reform des 18585tGB und Auch das Bundesverfassungsgericht hat ın seıner Entscheidung
eiInNe Rnappe Woche “”OTr der Verabschieduäng des Entwurfs der über die Verfassungswidrigkeit der Fristenregelung noch eiınmal
Koalitionsfraktionen (am Februar) haben sıch die deutschen darauf hıngewiesen, dafß WMSCTHE rechtsstaatliche Ordnung VO

Bischöfe noch einmal dıie deutsche Öffentlichkeit gewandt. Sıttengesetz her begrenzt ISt Damıt 1St unmiıfverständlich dAUSSC-
In der Stellungnahme ırd iınsbesondere dıe sozıale Indikatıon sprochen, da{fß die Gemeıinschatt auch für die sittlıche Wertord-
verurteilt: Sze habe beim Entwicklungsstand UNSCTET Gesell- Nung miıtverantworrtlich 1St Recht und Ethık gehören beıide ZU

schaft überhaupt heine Berechtigung. Ausdrücklich Warnen dıe Freiheitsraum des Menschen. Fuür die Ordnung Von Recht und
Bischöfe DOTr dem Umsichgreifen einNes Wohlstandsklimas, In dem Gesellschatt g1ibt sittlıche Wertvorstellungen, die VO  $ tunda-
dıe Sucht nach der Befriedigung materieller (Juter das Gespür mentaler und allgemeiner Gültigkeit sind. An S1Ee 1St auch der (36-
für die Unantastbarkeit und Wuürde des menschlichen Lebens setzgeber 1ın eiınem pluralıstischen Staat gebunden.
überhaupt verdunkeln bönnte. In einer Vorbemerkung begrün-

Menschliches en als rundwedeten dıe Bischöfe ıhre Erklärung: Da befürchten Se1, dafß die
Bedenken heider Kırchen, der Bundesärztekammer, des Deut- Gott betiehlt Aa Gebot DU sollst nıcht toten  : Nıchtschen Rıchterbundes und zahlreicher anderer Organısatıonen
nıcht berücksichtigt würden, fühlten z€ sıch Im (Jewissen TVET-

1Ur dıe christlichen Kırchen, sondern alle Religionen und Welt-
anschauungsgemeinschaften vertreten dieses Gebot Daspflichtet, noch einmal für den Schutz des ungeborenen Lebens menschlıche Leben wırd als eıner der höchsten sıttlıchen Grund-einzutreten. Am Tage der Verabschiedung der Gesetzesnovelle allgemeın anerkannt.selbst meldete sıch das Kommissarıat der Bischöfe Wort mMiıt Das menschliche Leben 1STt aber nıcht NUur eın tundamentaler S1tt-der Feststellung, dıe hatholische Kirche werde auch nach der Ver- lıcher Grundwert, sondern auch eın hohes Rechtsgut. Unter allenabschiedung des (Jesetzes nıcht aufhören, ‚S1CH eın hesseres Rechten des Menschen kommt dem Recht auf Leben ıne ganz(‚esetz bemühen‘‘ (vgl. KNA\ /6) In eINeTr Erklärung

des Geschäftsführenden Ausschusses des Zentralkomitees der besondere Bedeutung
Das menschliche Leben stellt w1ıe das Bundesverfassungsgerichtdeutschen Katholiken hieß CS, das ECeuEC (Jesetz hebe den Schutz (Urteıl des Bundesverfassungsgerichts VOdes ungeborenen Lebens weıtgehend auf (ZdK-Mitteilungen, austührt uch innerhalb der grundgesetzlichen Ordnung unNnse-/6) Da 7017 A Raumgründen nıcht dıe Gesamtdoku-
165 Staates eınen Höchstwert dar: 1St die vıtale Basıs der Men-mentatıon wiedergeben können, möchten 1017 UNS hıer auf den

Abdruck der Erklärung der Bischöfe vo Februar be- schenwürde und dıe Voraussetzung aller anderen Grund- und
Menschenrechte.schränken. Recht und Sıttengesetz stımmen also übereın, WE den
Schutz des menschlichen Lebens geht Nıcht 1Ur die Kırche, SUOT11-ec und Sittengesetz dern auch der Staat und die Gesellschaft mussen neın und

Wır WI1ssen, dafß der Staat nıcht jede Übertretung des Sıttengeset- entschiıedenen Widerstand eisten, WenNnn das Recht des Menschen
ZC5 oder spezifischer christlicher Wertvorstellungen stratrecht- aut seın Leben angetastet wiırd.
ıch ahnden kann, sondern NUur jene Vergehen, ohne deren Verbot Das oilt uneingeschränkt uch für das ungeborene Leben 1im
die menschliche Gesellschatt nıcht bestehen kann. Eın Staat aber, Mutterschoße. Wır ruten ın Erinnerung, W as WIr schon iın trühe-2uP . a der keine sıttlıchen Grundwerte anerkennen, sondern sıch auft ren Verlautbarungen DESART haben
weıtgehend werttreie außere Ordnungsfunktionen beschränken Das ungeborene Leben 1St VO  a der Empfängnis unantastbar
wollte, würde zertallen und sıch letztlich selbst zerstoren. Es 1st w1e das Leben des schon geborenen Kindes. Abtreibung 1St eın
daher talsch, Recht und Sıttengesetz als Wwe1l sıch ausschließende verabscheuungswürdiges Verbrechen. An dieser beständigen
Begriffe betrachten. Die innere Verbindlichkeit des Rechts, Lehre UNSCHET Kirche werden WIr unverbrüchlich testhalten.
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Konfliktfälle Dıie In diesem Zusammenhang vorgesehene Beratung der
Schwangeren mıt dem Zıel, S1e eiınem Austragen der Schwan-

Dabei verkennen WIr nıcht, da{fß ernNstie Konftliktsituationen SC gerschaft veranlassen und ıhr dabe! konkrete praktısche Hılte
ben kann, 1n denen die werdende Mutter nıcht Stratandro- anzubieten oder vermitteln, 1St eın begrüßenswerter Ansatz.
hung CZWUNSCH werden ollte, hre Schwangerschaft a- Fıne solche Beratung und Hılte kann aber nur VON Beratungsstel-
Cn Der Verzicht auf den staatlıchen Strafanspruch kann aber len miıt hıerzu qualifizierten und achlich vorgebildeten Mıtar-
11UX tür außergewöhnlıche Notsıtuationen anerkannt werden. beıitern geleistet werden. Sozialrecht und Soz1alwesen sınd
Der Staat mu eınen solchen Fall aut dıe Ebene eıner praktikablen worauf auch das Bundesverfassungsgericht (Q a © 84) miıt
und I1 umschriebenen Rechtsbestimmung bringen, ohne da{fß Recht hıngewiesen hat selbst für den achlich Vorgebildeten
seın Ausnahme- und Grenzcharakter verlorengeht. Der Gesetz- schwer überblicken. Von eiınem Ärzt kann ıne zuverlässıge
geber mu{ die Regelung eıner solchen Zwangssıtuation iın eıner Unterrichtung über dıe gerade 1m Einzelfall bestehenden An-
Weıse vornehmen, die uch in diesem Ausnahmeftall den Grund- sprüche und Möglıchkeiten nıcht werden. Die Ärzte
sati7z der Unantastbarkeit des ungeborenen Lebens deutlich sınd tür ine solche Beratungstätigkeit weder nach iıhrer Berufs-
macht. ausbildung qualifiziert, noch steht ulNseiIien vielbeschäftigten
FEıner solchen außergewöhnlichen Kontliktsituation hat das Ärzten 1M allgemeinen die tür ıne indıviduelle Beratung ertor-
deutsche Reichsgericht 1Im Jahre 1927 durch die Zuerkennung derliche eıt ZARA Verfügung. Auch 1St nach UHNSGIEGT Auffassung
VO  3 Stratfreiheit tür eiınen Schwangerschaftsabbruch 1M Falle ıne Regelung, wonach die Beratung durch eiınen belıebigen, kei-
ernster Bedrohung VO  . Leib und Leben der werdenden Mutter neTr Kontrolle unterliegenden ÄArzt erfolgen kann, der lediglıch
Rechnung Diesem Grundsatz werden die dem Deut- angeben mufß, sıch auf ırgendeıne Weıse über die ZUT! Verfügungschen BundestagZ Beratung vorgelegten Gesetzentwürte nıcht stehenden Hılten unterrichtet haben, nıcht gee1gnet, ungebo-
gerecht. Leben wirksam schützen.
Man wıll den Begriff der medizinıschen Indikation andere
und weıtergehende Tatbestände fassen, be] denen sıch eindeu- )as oilt in noch stärkerem aße fur das Begutachtungsverfahren.
t1g nıcht Fälle andelt, 1n denen nach den Erkenntnissen und Wenn INan den Schutz des ungeborenen Lebens nımmt,
Ertahrungen der Heilkunde L11UIF durch eınen Schwangerschafts- dann kann und darf die Indıkationsteststellung 1Ur eiınem CI -
abbruch die Getahr des Todes oder eıner unzumutbaren schwe- mächtigten und tür diese Aufgabe besonders zugelassenen Ärz-
ren und nachhaltigen Schädigung Körper und Gesundheıit VO tegremı1um übertragen werden.
der Frau abgewendet werden kann. Dagegen mussen schwerwie- Auch mu{f{ß die Beratung der Schwangeren unabhängıg und
gende Bedenken erhoben werden. wohl sachlich als auch personel] völlıg VOIN eınem ELWA-
Der 1Inweıls auf sozıale Probleme, die miıt einer Schwangerschaft ıgen spateren Vertahren ZuUur Begutachtung bzw äarztlichen est-
verbunden seın können, dartf be1 dem Entwicklungsstand unNnserer stellung der Indıikation erfolgen. Fıne Verknüpfung Von
Gesellschaftt überhaupt keine Berechtigung haben Niıemals dart Beratung und Indıkationsteststellung würde außerdem den ıIn
der Staat die Tötung eınes ungeborenen Kındes au soz1ıalen kırchlicher Trägerschaft stehenden Beratungsstellen erschweren
Gründen zulassen. Gerade heute sınd Staat und Gesellschatt bzw unmöglıch machen, Schwangerenberatung 1mM Rahmen e1-
mehr als Je verpflichtet und auch 1ın der Lage, sıch l der HEs solchen (jesetzes auszuüben.
Fälle anzunehmen und wıirksame Hılte eisten, ın denen
Frauen 1n einer Notlage sıch mMi1t dem Gedanken tragen, das Wır sınd der Uberzei:gung, dafß Staat und Gesellschatt auf die
geborene Leben vernichten. FEın Staat, der VOTr soz1ıalen Mıtarbeıt der In kırchlicher Trägerschaft stehenden Beratungs-
Schwierigkeiten und Notlagen kapıtuliert, hört auf, eın Soz1al- stellen nıcht verzichten wollen S1e werden 1n ständıg steiıgendem

se1n. Umtange VON Ratsuchenden 1n Anspruch und haben
Schwerwiegende Folgen hätte CS, WenNn Wohlstandsklima 1n den letzten Jahren ın vielen Tausenden VO  - Fällen ENTISPTE-
dahın tühren würde, daß die Sucht nach der Befriedigung M ate- chend ihrem Aulftrag werdenden Mülttern Beratung und Hilte B
rieller Bedürtnisse das Gespür für den Inn und die Würde des eılistet und ungeborenes Leben VOT der Vernichtung Die
menschlichen Lebens überhaupt verdunkeln wuürde. Briete vieler dankbarer Mütter, dıe inzwischen ıhr Kınd geboren
Die katholische Kırche kann auch nıemals die Tötung ungebore- haben und heute ylücklich über hre Entscheidung für das Leben
Nnen menschlichen Lebens aus eugenıschen Gründen hinnehmen. sınd, siınd datür überzeugende Bewelıse.
Diese widerspricht 1ın ganz besonderer Weıse der Humanıtät, der Wır deutschen Bischöte hiermit IMISCIEC schon mehrtach
menschlichen Barmherzigkeit und der christlichen Nächsten- erklärte Bereıitschatt, gemeinsam mı1ıt dem Staat und miıt der (Ge-

sellschaft alles C(un, Müttern 1n Not und ıhren Kindernlebe Staat und Gesellschaft sınd nıcht berechtigt, sıch die Ent-
scheidung über Wert oder Unwert menschlichen Lebens NZU- helten.
mafßen oder bestimmen, ob eın Kınd leben dart oder nıcht. Wır bıtten die Bundestagsabgeordneten eindringlıch, nochmals
Eın Staat, der die Tötung ungeborener Kinder NUur eshalb zuläßt, überdenken, VOT welch verantwortungsschwerer Gewiı1ssens-
eıl das Kınd möglıcherweise mıiıt körperlichen oder geılistıgen entscheidung s1e stehen. Es geht darum, dafß das Recht dem 12
Schäden ZUuUr Welt kommt, verachtet Nsere Mitbürger, dıe mıt sol- ben dient, nıcht aber, dafß dem Töten ein pseudorechtlicher Frei-
chen Schäden leben mussen, und hört auf, eın Rechtsstaat se1n. LTaum gewährt wird.
Nıemand ın unNnserem Lande sollte die unheilvolle eıt VELSCSSCIHL,
ın der mıt dem Begrift „Eugenik““ schwerer Mißbrauch getrieben Dıie Gläubigen bıtten WITr, bedenken, da{fß uns nach dem Fvan-
wurde. gelıum VOT allem die Hilfsbedürftigen und die Kınder an vertiraut

sınd. Auch tür die Ungeborenen gılt das Wort des Herrn: „„Wer
Beratung und Begutachtung eın solches Kınd meıinetwillen aufnıimmt, der nımmt miıch

auf  CC (Mt 18, 10) Wır ruten alle auf, dafür einzutreten und darum
Der Schutz des ungeborenen Lebens kann nıcht durch das Strat- beten, da{ß 1ın UNSCTITEIN Land die Ehrturcht VOT dem ungebore-
recht allein gewährleistet werden. Notwendig sınd ebenso viel- NN Leben und dıe Liebe ZU Kınd der Erwartung unseres Herrn
fältige vorbeugende Mafßnahmen und Hılten. entsprechen.


